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1. Einleitung 

"Der Freihandel ist Gottes Form der Diplomatie" schrieb 
Richard Cobden 1857. Wirtschaftspolitik ist jedoch 
nicht von göttlichen Mächten geleitet, sondern vom 
Druck verschiedener Interessengruppen und einem 
angestammten Interesse der Politiker an der heimi-
schen Wählerschaft. Dies gilt vor allem in Krisenzeiten. 
Konjunkturabschwünge sind im Allgemeinen von ei-
nem Anstieg an Handelshindernissen begleitet. Die 
Meinungen darüber, wie weit das Welthandelssystem 
seit Beginn der Krise bereits in den Protektionismus ab-
geglitten ist, sind äußerst unterschiedlich: sie reichen 
von fast täglichen Verstößen gegen Freihandelsver-

sprechen (Evenett, 2009)1

Es gibt allerdings Politikbereiche mit potentiell starken 
Auswirkungen auf den Handel, in denen WTO-Regeln 

 bis zu einer gelasseneren 
Beurteilung, die (noch) keine neue Protektionismus-
welle sieht (Messerlin, 2009). Faktoren, die dem Auftre-
ten starker protektionistischer Tendenzen entgegen 
wirken, sind die internationalen Regelungen der WTO 
sowie eine Verlagerung von Unternehmensinteressen 
vom Protektionismus hin zu offenen Märkten. Beide 
Faktoren spiegeln sich in der derzeitigen Entwicklung 
wider. Es gab keinen systematischen Anstieg der Im-
portzölle, und das Investitionsklima gegenüber aus-
ländischen Direktinvestitionen blieb großteils günstig. 

                                                           
1 Laut dem zweiten Bericht des Global Trade Alert hat seit November 
2008 ein Mitglied der G20 die Verpflichtung zur Unterlassung von pro-
tektionistischen Maßnahmen im Durchschnitt alle drei Tage missach-
tet.  
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Wie in vergangenen Rezessionen verursachte auch die Wirtschaftskrise 2008-2009 Spannungen im in-
ternationalen Handelssystem. Allerdings spielen diesmal Importzölle, das klassische Instrument, um 
eigene Industries vor ausländischer Konkurrenz zu schützen, keine bedeutende Rolle, vor allem nicht 
in den Industriestaaten. Die WTO-Bestimmungen haben sich diesbezüglich als effizienter Schutz gegen 
ein Abgleiten in eine protektionistische Handelspolitik erwiesen. In anderen Politikbereichen hinge-
gen, etwa bei Beihilfen und WTO-Schutzmaßnahmen, fällt die Bilanz gemischt aus. Obwohl von kei-
nem ausufernden Subventionswettlauf die Rede sein kann, sind massive staatliche Interventionen in 
der Automobilindustrie zu verzeichnen. Diese kamen vorwiegend führenden multinationalen Unter-
nehmen zugute, die ihre internationale Präsenz und Mobilität dazu nutzen, bei verschiedenen nationa-
len Regierungen öffentliche Unterstützungen für sich herauszuschlagen. Weder nationalen Regierun-
gen noch der WTO ist es gelungen, kostspielige Subventionen zu verhindern. Tatsächlich dürften sich 
Regierungen in einem internationalen Subventionswettbewerb befinden, der von globalen Autoprodu-
zenten initiiert wurde. Dies führte auch dazu, dass sich die Automobilindustrie über die existierenden 
internationalen Beihilfebestimmungen hinwegsetzen konnte. Dies stellt keinen klassischen Protektio-
nismus zugunsten nationaler Unternehmen dar, sondern eine neue Abwandlung bei der international 
agierende Firmen lokale Unterstützung für ihre globalen Operationen suchen und dabei Regierungen 
gegeneinander ausspielen und in einen Subventionswettlauf verstricken.  
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weniger effektiv sind, handelsverzerrendes Verhalten 
von Regierungen und Firmen zu verhindern. Dieses 
Verhalten beinhaltet staatliche Beihilfen und wohl 
auch die Anwendung von WTO-
Handelsschutzmaßnahmen. Es ist zwar höchst unwahr-
scheinlich, dass die protektionistische Anwendung von 
WTO-Handelsschutzmaßnahmen wie z.B. Antidum-
ping-Zöllen wesentlich zu dem Einbruch des Handels 
zwischen November 2008 und Februar 2009 beitrug 
(Francois – Woerz, 2009) – sowohl wegen des zeitli-
chen Auftretens als auch wegen des Anteils des be-
troffenen Welthandels. Der Einsatz von Subventionen 
in einigen Industrien hingegen war beträchtlich. Zu-
sätzlich gab und gibt es noch immer Staatsinterventi-
onen bei der Restrukturierung der Automobilprodukti-
on, die über direkte Subventionen hinausgehen. 
 Subventionen müssen nicht notwendigerweise die 
bestehenden Handelsströme einschränken; ihr Poten-
tial zur Verzerrung von Handelsströmen ist allerdings 
groß, da sie die Wettbewerbsbedingungen zugunsten 
von Firmen verschieben, die öffentliche Unterstützung 
erhalten. In der Automobilindustrie wurden allen füh-
renden Herstellern von verschiedenen Regierungen 
hohe Subventionsbeträge gewährt. Ihre internationale 
Präsenz versetzte sie in die höchst vorteilhafte Position, 
öffentliche Mittel für sich herauszuholen, indem sie ei-
ne Art von "Subventionswettlauf" zwischen den Regie-
rungen initiierten. Diese Entwicklung hat sich sehr ne-
gativ auf das Bekenntnis der G20 zu offenen Märkten 
und fairem und transparentem Wettbewerb ausge-
wirkt. 
 

2. Klassischer Protektionismus: Zöl-
le 

Der einfachste Weg für Länder, heimische Unterneh-
men gegenüber ausländischer Konkurrenz zu schüt-
zen, besteht in der Einführung neuer Importzölle oder 
-quoten. Bislang hielt sich der Anstieg in der Anwen-
dung dieser Instrumente in Grenzen, was darauf hin-
weist, dass die Welthandelspartner weiterhin ihre ge-
genseitigen Verpflichtungen aus den WTO-Regeln und 
regionalen Handelsabkommen respektieren. Dies sind 
gute Neuigkeiten für den weltweiten Warenhandel. 
Rund 30% des Welthandels werden völlig zollfrei ab-
gewickelt, da es sich dabei um Güterströme innerhalb 
von Freihandelszonen der Industriestaaten handelt, 
also Intra-EU- und Intra-NAFTA-Handel (Tabelle 1). Wei-
tere 40% des Welthandels stellen Importe aus OECD-
Mitgliedsländern dar, für welche die angewandten 
Zollsätze gleich (oder sehr nahe an) den Maximumsät-
zen sind, die unter dem GATT-Abkommen der WTO 
erlaubt sind (gebundene Zollsätze, bound rates)2

                                                           
2 Die einzige Ausnahme hierzu ist Australien. 

. Dies 
bedeutet, dass nahezu 70% des weltweiten Waren-
handels strikt an die derzeit angewandten Zollsätze 
gebunden sind. Darüber hinaus geht ein wesentlicher 

Anteil des restlichen Handels auf das Konto der ost-
asiatischen Länder, für die Zölle gelten, die in der 
Mehrheit der Tarifpositionen ebenfalls recht nahe an 
ihren gebundenen Sätzen liegen. 
 
Tabelle 1: Gliederung des Warenhandels  
 2006 2007 2008 
NAFTA-Importe 21,20 19,48 19,83 

Intra-NAFTA 7,15 6,54 6,51 
Extra-NAFTA 14,05 12,95 13,32 

    
EU-Importe 38,53 38,73 38,16 

Intra-EU 22,84 23,39 22,33 
Extra-EU 15,69 15,35 15,83 

    
OECD-Importe insgesamt 70,74 68,95 67,25 

davon EU 38,53 38,73 38,16 
davon NAFTA 21,20 19,48 19,83 
andere  11,01 10,73 9,26 

Quelle: UN COMTRADE, WITS. EU bedeutet EU 25.  

Daher besteht für die wichtigsten Handelsnationen 
der Welt so gut wie kein Spielraum für Importprotekti-
onismus durch allgemeine Zollerhöhungen. Die Furcht 
vor Protektionismus in großem Umfang in diesem Be-
reicht ist also unbegründet – es sei denn, die gesamte 
globale Freihandelsarchitektur stürzt zusammen. 
Zusätzlich zu dem Schutzschild gegen Protektionismus, 
den die WTO darstellt, fördert die Internationalisierung 
von Unternehmen ebenfalls niedrige Zollregelungen: 
Multinationale Firmen sind stark in globale Liefernetz-
werke eingebunden und daher auch große Exporteu-
re und Importeure. Die Abhängigkeit von globalen 
Liefernetzwerken und die potentiell negativen Konse-
quenzen erhöhter Zölle auf nachgeordnete Ferti-
gungsprozesse machen hohe Zollregelungen weniger 
wahrscheinlich (Francois – Nelson – Pelkmans-
Balaoing, 2008).  
Aufgrund der durch WTO- und regionale Handelsab-
kommen stark eingeschränkten Möglichkeit für Regie-
rungen der Industriestaaten, Importzölle zu erhöhen, 
müssen diese auf andere Instrumente ausweichen, 
wenn es heimischen Interessengruppen gelingt, ihre 
Forderungen nach Schutz vor ausländischer Konkur-
renz durchzusetzen. Diese Instrumente beinhalten 
WTO-Handelsschutzmaßnahmen (inklusive Antidum-
ping-Maßnahmen, Ausgleichszöllen oder Schutzklau-
seln) sowie Firmensubventionen. Im Folgenden wird 
die Entwicklung in beiden Bereichen seit dem Aus-
bruch der Krise in Hinblick auf die Rolle multinationaler 
Firmen erörtert.  
 

3. Geregelter Protektionismus: An-
tidumping 

Da die Zollsätze der Industriestaaten vor der Krise groß-
teils den gebundenen Zollsätzen entsprachen, sind 
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diese Länder gezwungen, Handelsschutzmaßnahmen 
zu ergreifen, wenn heimische Produzenten oder Ge-
werkschaften sich erfolgreich für Importprotektionis-
mus einsetzen. Handelsschutzmaßnahmen stellen ei-
nen integralen Teil der WTO-Regeln dar. Diese Not-
fallmaßnahmen (contingency measures) werden von 
vielen Handelsexperten als Sicherheitsventil angese-
hen und geben WTO-Mitgliedern die Möglichkeit, ei-
nen drastischen und/oder politisch problematischen 
Anstieg von Importen spezifischer Güter zu vermeiden 
(durch Schutzklauseln, Safeguards) und sich gegen 
unfaire Praktiken anderer WTO-Mitglieder oder aus-
ländischer Firmen zur Wehr zu setzen (durch Aus-
gleichszölle gegen Subventionen bzw. durch Anti-
dumping-Maßnahmen). 
 
Abbildung 1: Anzahl der eingeleiteten Antidumping-Verfahren  
 1979-2008 

 
Quelle: WTO. 

In der Praxis wird jedoch eine große Anzahl von Anti-
dumping-Maßnahmen, Ausgleichszöllen und Safegu-
ards beantragt und eingesetzt, um heimische Firmen 
gegen ausländische Konkurrenz zu schützen – und 
nicht notwendigerweise, um Verfehlungen von Han-
delspartnern entgegenzuwirken. Da die Forderungen 
nach Schutz gegenüber ausländischer Konkurrenz in 
Krisenzeiten zunehmen, kommt es gleichzeitig auch zu 
einem Anstieg von Notfallmaßnahmen (Francois – 
Niels, 2006). Abbildung 1 zeigt, dass die Anzahl der An-
tidumping-Verfahren während Konjunkturabschwün-
gen charakteristischerweise ansteigt. 
Antidumping-Maßnahmen sind die meistgenutzten 
Notfallmaßnahmen. Theoretisch geben sie Ländern 
die Möglichkeit, sich gegen als unfair betrachtete 
Verkaufspraktiken3

                                                           
3 Diese beinhalten den Verkauf von Waren im Ausland zu einem Preis, 
der unter dem inländischen Preis liegt, sowie den Verkauf zu Preisen 
unterhalb der Produktionskosten.  

 ausländischer Firmen zu verteidi-
gen. Da Antidumping-Maßnahmen gegen bestimmte 
Firmen gesetzt werden können, sind sie sehr spezifisch. 
Dieses Charakteristikum macht sie zum bevorzugten 
Werkzeug, um ganz bestimmten Interessengruppen 
Schutz zu bieten. Dies bedeutet, dass Handelshinder-
nisse gegen die Importe ausgewählter Firmen aus 
ausgewählten Ländern eingesetzt werden können, 
ohne gleichzeitig das bestehende System an Han-

delshemmnissen zu verändern oder gegen WTO-
Regelungen zu verstoßen. So kann einiger Schutz ge-
genüber der Importkonkurrenz durch die betroffenen 
Firmen geboten werden, während die übrigen Han-
delsströme unbeeinträchtigt bleiben, sogar jene in-
nerhalb der Produktkategorien (Tarifpositionen), die 
durch die Antidumping-Maßnahmen betroffen sind. 
Dies ist bei allgemeinen Schutzmaßnahmen (global 
safeguards) nicht der Fall: Solche Maßnahmen setzen 
eine quantitative Beschränkung des erlaubten Markt-
anteils aller Importe in den betreffenden Tarifpositi-
on(en). Historisch gesehen wurden Safeguards viel 
weniger häufig als die Antidumping-Option genutzt 
(Abbildung 2). 
Die Entwicklung seit dem Ausbruch der globalen Wirt-
schaftskrise zeigt das gleiche Muster: Die Anwendung 
von WTO-Handelsschutzmaßnahmen ist merklich ge-
stiegen, und die Entwicklung wird weitgehend von An-
tidumping-Maßnahmen bestimmt. Dieser Verlauf kam 
nicht überraschend, und bis jetzt ist das Ausmaß der 
beobachteten Steigerungen nicht größer als bei frü-
heren Krisen. Tatsächlich ist der messbare Einfluss auf 
die Handelsströme sehr klein. Im Zeitraum vom I. Quar-
tal 2008 bis zum I. Quartal 2009 betrafen die initiierten 
Handelsschutzmaßnahmen weniger als ein halbes 
Prozent (0,45%) des globalen Handels (Bown, 2009a). 
Aktuelle Daten deuten darauf hin, dass die Anwen-
dung von WTO-Handelsschutzmaßnahmen 2009 um 
30% gegenüber dem Vorjahr steigen werden (Bown, 
2009b). Dies impliziert, dass durch die häufigere An-
wendung zusätzlich ungefähr 0,15% des Welthandels 
von WTO-Handelsschutzmaßnahmen betroffen sein 
werden.  
 
Abbildung 2: Einsatz neuer Handelsschutzmaßnahmen  

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

1Q-
2007

2Q-
2007

3Q-
2007

4Q-
2007

1Q-
2008

2Q-
2008

3Q-
2008

4Q-
2008

1Q-
2009

2Q-
2009

3Q-
2009

Antidumping Global Safeguards Total

 

Quelle: Bown, 2009: “Global Antidumping Database”. Die Differenz zwischen 
gesamten Handelsschutzmaßnahmen und Antidumping-Maßnahmen plus allge-
meine Schutzmaßnahmen stellen Ausgleichszölle und China-spezifische Schutz-
maßnahmen (China-specific safeguards) dar.  

 
Der Missbrauch von Handelsschutzmaßnahmen für 
protektionistische Zwecke ist nichtsdestoweniger eine 
unerfreuliche Entwicklung, da er das Risiko birgt, Ver-
geltungsmaßnahmen und einen sich aufschaukeln-
den Protektionismus (cascading protectionism) nach 
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sich zu ziehen. Letzteres bezieht sich auf die Tatsache, 
dass Zölle auf Zwischenprodukte im Allgemeinen den 
Preis jener heimischen Güter erhöhen, die von diesen 
importierten Inputs abhängen. Dies erhöht die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Produzenten dieser nachge-
ordneten Güter Einfuhrschutz fordern (Hoekman – Lei-
dy, 1992; Feinberg – Kaplan, 1993). Was die multinati-
onalen Firmen betrifft, so kann erwartet werden, dass 
diese weniger Interesse an einer solchen Entwicklung 
haben, weil dadurch die Effizienz ihrer globalen Lie-
fernetzwerke zu ausländischen Tochtergesellschaften 
und unabhängigen Firmen reduziert würde. So waren 
beispielsweise im Fall der jüngst in den USA beschlos-
senen besonderen Schutzmaßnahmen (special safe-
guard actions), die Reifen aus China betrafen, die 
Produzenten gegen die ergriffenen Maßnahmen; es 
war stattdessen der Druck der Gewerkschaften, der zu 
der Entscheidung führte, neue Zölle einzuheben. In 
manchen Fällen hat sich jedoch herausgestellt, dass 
multinationale Firmen das System der WTO-
kompatiblen Schutzmaßnahmen zu ihrem Vorteil aus-
beuten. Tatsächlich ist bei einigen der Antidumping-
Maßnahmen, die seit dem I. Quartal 2008 gesetzt 
wurden, wettbewerbswidriges Verhalten von mulinati-
onalen Firmen mit im Spiel. Solche unlauteren Wett-
bewerbspraktiken sind etwa der Versuch, Märkte zu 
segmentieren, und die Forderung nach Einfuhrbe-
schränkungen, sobald eine ausländische Tochterge-
sellschaft gegründet ist und der Markt nicht mehr 
durch Exporte bedient wird.  
Ein Beispiel, wie Antidumping-Maßnahmen verwendet 
werden können, um wettbewerbswidrige Praktiken 
umzusetzen, bezieht sich auf die indische und chinesi-
sche Niederlassung von Osram, einem führenden 
Glühbirnenproduzenten mit Hauptsitz in Deutschland. 
Im Februar 2009 ergriff Indien eine Antidumping-
Maßnahme gegen Energiesparlampen aus China, die 
in einer freiwilligen Preiserhöhung durch chinesische 
Produzenten bestand. Wenn ausländische Exporteure 
höhere Preise verlangen, führt dies üblicherweise zu 
niedrigeren Importen. Interessanterweise war die indi-
sche Firma, welche die Antidumping-Maßnahme be-
antragte, Osram India Pvt., die indische Tochtergesell-
schaft von Osram, und unter den von den Maßnah-
men betroffenen chinesischen Firmen, die dem Preis-
abkommen zustimmten, war Osram China Lighting 
Co. Ltd, die chinesische Niederlassung von Osram. 
Dies lässt vermuten, dass die indische und chinesische 
Tochtergesellschaft von Osram das Antidumping-
Preisabkommen dazu missbrauchten, die Märkte zu 
segmentieren.  
Ein anderer interessanter Fall, diesmal aus der Stahlin-
dustrie, involviert die Europäische Kommission als initi-
ierende Partei. Im Dezember 2008 führte die EU Anti-
dumping-Zölle auf "bestimmte geschweißte Rohre aus 
Eisen oder nicht legiertem Stahl" aus Belarus, China 
und Russland ein. Zwei Monate später folgten vorläu-
fige Antidumping-Zölle auf Walzdraht aus China, Mol-
dau und der Türkei, und im April 2009 setzte die EU 
weitere vorläufige Antidumping-Zölle auf "bestimmte 
nahtlose Rohre aus Eisen oder Stahl", diesmal aus Chi-

na, ein. Überraschenderweise zielte keine dieser Maß-
nahmen auf Indien, einen wichtigen Exporteur von 
Stahlerzeugnissen, ab. Im Jahr 2006 hatte der indische 
Stahlproduzent Mittal4

 

 die europäische Firma Arcelor 
erworben, und 2007 hatte der indische Mischkonzern 
Tata mit der britischen Corus fusioniert (Bown, 2009a). 
Diese beiden Fälle illustrieren also Strategien, mit de-
nen multinationale Unternehmen Antidumping-
Bestimmungen zu ihren Gunsten nutzen können. Eine 
Strategie besteht darin, Märkte zu segmentieren, um 
so die Produzentenrenten zu erhöhen. Im zweiten Fall 
machte sich ein multinationales Unternehmen ge-
meinsam mit heimischen Produzenten des Gastlandes 
für zusätzlichen Schutz vor Importkonkurrenz stark. 

4. Neuer Protektionismus: Subven-
tionspoker  

Es ist sehr unwahrscheinlich, dass die Welt erneut in 
einen althergebrachten, umfassenden Protektionismus 
im Stile der 1930er-Jahre verfällt. Zollerhöhungen fan-
den nur in marginalem Ausmaß statt (und waren auf 
einzelne Länder beschränkt, wie z.B. Ecuador oder 
Russland, das kein WTO-Mitglied ist). Die GATT-
Regelungen der WTO dienen dazu, eine Protektionis-
muswelle zu verhindern, und die globale Fragmentie-
rung der Produktionsprozesse hat die politische Öko-
nomie des Protektionismus verändert. Während je-
doch globale Produktionsketten tendenziell Zollerhö-
hungen entgegenwirken, könnten sie andererseits in 
stärkeres Lobbying um Subventionen münden. Unter-
nehmen mit Produktionsstätten weltweit finden sich in 
einer günstigen Position, um von Regierungen Subven-
tionen zu fordern. 
Staatliche Subventionen zur Förderung sowohl von 
niedergehenden, ums Überleben kämpfenden Indust-
rien als auch von aufstrebenden neuen Industrien ha-
ben in Industriestaaten eine lange Tradition. Ihre An-
wendung ist auch nicht auf Krisenzeiten beschränkt. 
So gaben beispielsweise die EU-Mitgliedstaaten im 
Jahr 2007 durchschnittlich 0,53% des BIP für staatliche 
Beihilfen aus (Eurostat). Die lange Tradition von Unter-
nehmenssubventionen ändert allerdings nichts an der 
Tatsache, dass sie in Hinblick auf einen fairen Wett-
bewerb zwischen auf internationalen Märkten konkur-
rierenden Firmen problematisch sind. In Zeiten wirt-
schaftlicher Unsicherheit zeigen Unternehmenssubven-
tionen eine steigende Tendenz. Dies gilt vor allem für 
Subventionen an etablierte Firmen, die mit Schwierig-
keiten zu kämpfen haben. Dies zeigt sich an den 
enormen Beträgen, die bei den Bankenrettungsaktio-
nen im Zuge der Finanzkrise im Spiel waren. Die Aus-
gaben für die Konjunkturförderung werden allein im 
Jahr 2009 in den USA mehr als rund 1,7% des BIP 
                                                           
4 Rechtlich gesehen handelt es sich bei Mittal um kein indisches Un-
ternehmen mehr, weil sich der Firmensitz in Luxemburg und den Nie-
derländischen Antillen befindet. 
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betragen, und in der EU rund 1% (Saha – Weizäcker, 
2009). Dies bedeutet eine enorme Schuldenlast für die 
Regierungen, und die Belastung für den Staatshaus-
halt wird für die nächsten Jahre und wahrscheinlich 
sogar Jahrzehnte (für den Steuerzahler) zu spüren sein. 
Staatliche Rettungsaktionen und Beihilfen machten 
auch 32% aller handelsbezogenen Maßnahmen aus, 
die von den G20-Mitgleidern seit ihrem ersten Treffen 
im November 2008 gesetzt wurden (Evenett, 2009). 
Dieser außerordentlich hohe Anteil an staatlichen Bei-
hilfen erfolgte hauptsächlich zugunsten (bzw. zur Ret-
tung) von systemrelevanten Banken (sprich jenen, die 
zu groß waren, um sie untergehen zu lassen). Der Fi-
nanzsektor ist ein Fall für sich, und die Bankenrettungs-
aktionen waren wahrscheinlich das kleinere von zwei 
Übeln. Aber auch die Subventionen in der Realwirt-
schaft nahmen zu. Da die Transparenz in diesem Be-
reich nicht gerade beeindruckend ist, gibt es wenig 
Information über die Beträge, die hierbei im Spiel wa-
ren, noch darüber, wer sie erhalten hat. Außerdem ist 
diese Entwicklung noch nicht zu Ende, sodass die 
endgültigen Beträge in Dollar, Euro oder Pfund noch 
gar nicht feststehen. Trotz des spärlichen Ausmaßes an 
verlässlichen Informationen kann man davon ausge-
hen, dass die Automobilindustrie der Hauptbegünstig-
te in Hinblick auf finanzielle Zuwendungen nationaler 
Regierungen war. Im März 2009 schätzte die Weltbank 
die Summe der Subventionen, die weltweit an die Au-
toindustrie vergeben wurde, bereits auf 48 Mrd. $, wo-
von 42,7 Mrd. $ von den Industriestaaten geleistet 
wurden (Gamberoni – Newfarmer, 2009).  
Subventionen sind das beste Beispiel für Maßnahmen, 
die nicht notwendigerweise bestehende Handels-
ströme verringern. Allerdings können sie ein mächtiges 
Werkzeug sein, um den internationalen Wettbewerb 
und Standortentscheidungen für Produktionsstätten zu 
verzerren. Der jüngste Plan Frankreichs, den nationa-
len Autoherstellern PSA Peugeot Citroën und Renault 
subventionierte Kredite im Ausmaß von je 3 Mrd. € zur 
Verfügung zu stellen, war ursprünglich an die Bedin-
gung geknüpft, ausländische Produktionseinheiten zu-
rück nach Frankreich zu verlagern. Die Europäische 
Kommission stoppte nach lauten Protesten seitens der 
Slowakei und Tschechiens die Subventionen in dieser 
Form. So wurde die formale Verpflichtung, die Produk-
tion in Frankreich anzusiedeln, verhindert, gleichzeitig 
aber verließ sich die französische Regierung auf die 
"moralische Verpflichtung" der Fahrzeughersteller, und 
diese versprachen, in den nächsten fünf Jahren keine 
Werke in Frankreich zu schließen (OECD, 2009).  
Die Tatsache, dass sich die krisenbedingten staatli-
chen Beihilfen auf die Automobilindustrie konzentrie-
ren, ist wichtig, da die Automobilindustrie für mehr als 
7% des Welthandels verantwortlich ist (Tabelle 2). Für 
die OECD und speziell für die EU ist dieser Anteil sogar 
noch größer. Die hohe Handelsintensität der Autoin-
dustrie impliziert, dass staatliche Interventionen in der 
Restrukturierung von Firmen starke handelsverzerrende 
Wirkung entfalten können. Es gibt mehrere Faktoren, 
die zu erklären helfen, warum gerade die Automobil-

industrie von den Regierungen derart großzügige 
Summen an Steuergeldern erhalten hat. 
Erstens ist die Autoindustrie in vielen OECD-Ländern 
die wichtigste Fertigungsindustrie. Darüber hinaus lei-
det sie an einer enormen Überkapazität, die für das 
Jahr 2008 auf rund 20 Mio. Einheiten geschätzt wird 
(The Deal, 2008), davon 7 Mio. in Europa und 6 Mio. in 
den USA (The Economist, 2009). Ähnliche Erfahrungen 
wurden in früheren Krisen mit anderen Industrien, die 
von massiven Überkapazitäten geprägt waren, ge-
macht, beispielsweise der Stahl- und der Schiffsbauin-
dustrie. 
Tabelle 2: Die Bedeutung von Fahrzeugen im Welthandel  

  

Kraftfahrzeuge 
und Teile 

Kraftfahr-
zeuge Teile 

Anteil am Welthandel 
2006 7,80 5,71 2,09 
2007 7,96 5,85 2,11 
2008 7,10 5,21 1,89 

    
Anteil am Intra-OECD-Handel 

2006 11,58 8,90 2,68 
2007 11,42 8,88 2,54 
2008 10,06 7,90 2,15 

    
Anteil am Intra-EU-Handel 

2006 13,05 9,14 3,91 
2007 13,34 9,41 3,93 
2008 11,82 8,40 3,43 

Quelle: UN COMTRADE. EU bedeutet EU25.  

Ein weiterer Grund, warum staatliche Interventionen 
im Fall der Fahrzeugindustrie problematisch sein kön-
nen, hat mit der oligopolistischen Marktstruktur der In-
dustrie zu tun. Die Industrie setzt sich aus einer be-
grenzten Anzahl großer multinationaler Firmen zu-
sammen. Unter diesen Global Players haben die vier 
wichtigsten Hersteller – Toyota, General Motors (GM), 
Volkswagen und Ford – einen Marktanteil von mehr 
als 42% (Abbildung 3).  
Abbildung 3: Marktanteile der vier wichtigsten Fahrzeughersteller  

Toyota
13%

GM
12%

VW
9%

Ford
8%

other
58%

  
Quelle: OICO World Ranking of Manufacturers 2008. 

Dies bedeutet, dass diese vier Unternehmen gemein-
sam für rund 3% des Welthandels und mehr als 4% des 
OECD-Handels verantwortlich zeichnen. Absprachen, 
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auch solche zwischen Firmen, sind wesentlicher einfa-
cher, wenn die Zahl der Beteiligten gering ist, da das 
Problem von Trittbrettfahrern leichter zu kontrollieren 
ist. 
Die oligopolistische Marktstruktur der Automobilindust-
rie in Verbindung mit der Bedeutung der Industrie für 
Handel, Industrieproduktion und Beschäftigung ist 
vom Standpunkt der politischen Ökonomie problema-
tisch. Große Industrien können für politische Entschei-
dungsträger auch von größerer Bedeutung sein und 
daher in ihrem Lobbying eher erfolgreich. Von der 
Fahrzeugindustrie mit ihrer hohen Marktkonzentration 
kann *erwartet werden, dass sie sich eher für Subven-
tionen als für Schutzzölle einsetzt (Grossman – Help-
man, 1994). Überdies werden Subventionen bevor-
zugt, weil sie komplexe Produktionsketten intakt las-
sen. Aufgrund der Tatsache, dass die Produktionsstät-
ten der multinationalen Fahrzeughersteller auf der 
ganzen Welt verstreut sind, befinden sich die Firmen in 
einer günstigen Position, um nach Subventionen zu 
verlangen, indem sie die Regierungen gegeneinander 
ausspielen. Daher macht die Konstellation in der Au-
tomobilindustrie – große Überkapazitäten, enge und 
tiefgreifende Handelsverflechtungen, oligopolistische 
Marktstruktur und ein hoher Anteil an der Industriepro-
duktion – die Industrie zum logischen Kandidaten für 
Subventionen, während ihre wichtige Stellung im 
Welthandel diese Subventionen gleichzeitig hoch-
problematisch macht.  
 

5. Multis auf Subventionstour 

Die Integration von Märkten und Produktionsstätten im 
Zuge der FDI-Aktivitäten multinationaler Konzerne ist 
zum zentralen Element in der Globalisierung der Welt-
wirtschaft geworden (Sauvent, 2005). Sämtliche füh-
rende multinationale Unternehmen unterhalten zahl-
reiche Produktionsanlagen in verschiedenen Teilen 
der Erde. Dies macht die heutige Weltwirtschaft be-
sonders verwundbar durch protektionistische Maß-
nahmen in Bezug auf ausländische Investitionen. In-
vestitionsprotektionismus bedeutet, dass Regierungen 
multinationale Firmen daran hindern, Tochtergesell-
schaften im Ausland zu gründen oder bestehende 
ausländische Firmen zu akquirieren. Bislang ist dies al-
lerdings noch nicht geschehen, jedenfalls nicht in gro-
ßem Ausmaß. Der allgemeine Trend in der FDI-Politik 
geht noch immer in Richtung zunehmender Marktöff-
nung und investitionsfreundlicheres Klima (UNCTAD, 
2009) (Abbildung 4). Ebenso bewirkten, laut dem 
jüngsten gemeinsamen OECD-WTO-UNCTAD-Bericht 
über Handels- und Investitionsmaßnahmen (OECD – 
WTO – UNCTAD, 2009), die von den G20-Mitgliedern 
gesetzten investitionspolitischen Maßnahmen in Sum-
me eine zunehmende Öffnung und größere Klarheit 
für ausländische Investoren. Beides erleichtert interna-
tionale Investitions- und Finanzströme.  
Es gibt jedoch einen besorgniserregenden Aspekt im 
Zusammenhang mit internationalen Investitionen und 

der Fähigkeit multinationaler Konzerne, die Produktion 
problemlos von einem Land ins andere zu verlagern. 
 
Abbildung 4: Art der FDI-bezogenen Maßnahmen im Jahr 2008  

33%

13%

44%

10%

günstigere Marktzutrittsregeln

ungünstigere Marktzutrittsregeln

günstigeres Umfeld für FDI

ungünstigeres Umfeld für FDI 

  
Quelle: UNCTAD, World Investment Report. 

Die Standortflexibilität von Multis ist kein neues Phä-
nomen, und die Vorstellung von international völlig frei 
beweglichem Kapitals ("footloose capital") hat auf-
grund seiner negativen Effekte auf international weni-
ger mobile Faktoren, wie z.B. gering qualifizierte Ar-
beitskräfte, Bedenken ausgelöst. Bei niedrigen Kosten 
für die Verlagerung von Kapital können zusätzliche 
Kosten (wie z.B. Steuern) für multinationale Unterneh-
men der Anstoß sein, einen bestehenden Standort 
aufzugeben und in ein anderes Land zu verlegen. Die 
zunehmende internationale Integration von Märkten 
(d.h. die Reduktion der Handelskosten) sensibilisiert 
multinationale Unternehmen gegenüber finanziellen 
Anreizen, die von potentiellen Gastländern geboten 
werden (Ottaviano, 2004). Die Vorteile im Zusammen-
hang mit der geographischen Flexibilität von Multis 
und den Auswirkungen auf staatliche Maßnahmen ist 
ein zentraler Punkt in der Theorie des internationalen 
Steuerwettbewerbs. Nach dieser Theorie verringert die 
geographische Flexibilität von Multis die Steuerlast auf 
Kapital (den mobilen Faktor) auf Kosten des Produkti-
onsfaktors Arbeit (den relativ unbeweglichen Faktor). 
Für die OECD-Länder gibt es Untersuchungen, die 
darauf hindeuten, dass Multis vom internationalen 
Steuerwettbewerb zwischen Regierungen in Form 
niedrigerer Steuern auf Gewinne profitiert haben – ein 
Prozess, der sich seit den 1980er-Jahren intensiviert hat 
(Winner, 2005).  
Einer ähnlichen Logik wie der des internationalen 
Steuerwettbewerbs zwischen Regierungen folgend, 
konnten die globalen Autohersteller mit ihren Forde-
rungen nach Subventionen nun mehrere Regierungen 
gegeneinander ausspielen. Die Tatsache, dass diese 
Branche an großen Überkapazitäten leidet, erwies 
sich dabei als äußerst vorteilhaft. Der Subventions-
wettbewerb, der von den globalen Autoherstellern 
initiiert wurde, folgt recht einfachen Regeln. Regie-
rungen, die sich weigern, mehr Subventionen bereit-
zustellen, sehen sich mit der Aussicht auf die Schlie-
ßung lokaler Produktionsstätten konfrontiert. Das Wis-
sen um die Notwendigkeit die globalen Produktions-
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kapazitäten zu reduzieren macht diese Drohung 
glaubhaft. GM hat diese Strategie äußerst erfolgreich 
gegenüber der australischen Regierung angewandt. 
Nach der Ankündigung, eine Fabrik in Thailand zu 
schließen, gelang es GM, von der australischen Regie-
rung Subventionen für ihre australische Tochter Holden 
zu erhalten (Francois, 2008). In den USA stellten sich 
GM, Toyota und Chrysler selbstverständlich ebenfalls – 
mit großem Erfolg – um Subventionen an.  
In der EU zog der Verkauf von Opel, dem deutschen 
Zweig von GM, einen interessanten Subventionswett-
lauf zwischen EU-Mitgliedstaaten mit Opel-
Produktionsstätten ("Opel-Länder") nach sich. Die 
deutsche Regierung verpflichtete sich zur Bereitstel-
lung von 4,5 Mrd. € an staatlicher Beihilfe (3 Mrd. € an 
Garantien, 1,5 Mrd. € für einen Überbrückungskredit) 
für das Bieterkonsortium bestehend aus dem kanadi-
schen Autozulieferer Magna und der russische Sber-
bank. Es war von Beginn an klar, dass Deutschlands 
wichtigstes Interesse darin lag, die heimischen Ar-
beitsplatzverluste möglichst gering zu halten und zu 
gewährleisten, dass alle vier deutschen Anlagen ge-
öffnet blieben. In der Tat wurde die staatliche Beihilfe 
von 4,5 Mrd. € nur dem Magna-Sberbank-Konsortium 
angeboten, nicht aber den anderen Bietern, vermut-
lich weil die Restrukturierungspläne von Magna-
Sberbank, welche die Streichung von rund 11.000 Ar-
beitsplätzen in Europa vorsahen (FAZ, 2009), Deutsch-
land weniger betreffen würden als die Pläne der kon-
kurrierenden Bieter. Deutschland lud auch andere 
Opel-Länder wie Österreich, Belgien, Polen, Spanien 
und das Vereinigte Königreich ein, sich an der 
4,5 Mrd. €-Rettungsaktion für Opel zu beteiligen, und 
forderte eine faire Aufteilung der Belastung. Der ge-
plante Deal enttäuschte allerdings jene Opel-Länder, 
die nach den Plänen von Magna überproportional 
unter der Restrukturierung leiden würden. Die Aussicht 
auf eine Werksschließung in Antwerpen (mit rund 
2.500 verlorenen Arbeitsplätzen) und umfangreichen 
Arbeitsplatzstreichungen in britischen Vauxhall-
Fabriken (rund 1.400) führte in Belgien und dem Verei-
nigten Königreich zu lautstarken Protesten. Beide Län-
der beschuldigten Deutschland, seine staatliche Bei-
hilfe für das Magna-Sberbank-Konsortium dazu ver-
wendet zu haben, um Opel-Jobs in Deutschland zu 
"kaufen" (FAZ-online, 2009a) und im Oktober äußerte 
dann die Europäische Kommission Zweifel an der Zu-
lässigkeit der Beihilfen für Opel. Die Kritik der Kommissi-
on richtet sich allerdings nicht gegen die Beihilfe an 
sich sondern gegen den Versuch der deutschen Re-
gierung den Bieterprozess für Opel zugunsten von 
Magna-Sberbank zu beeinflussen. Nach dem Fall der 
französischen Beihilfen für die nationale Autoindustrie 
zeigt sich auch bei der Opel Restrukturierung, dass 
zumindest in Europa, durch die Kompetenzen und die 
Kontrolle durch die Wettbewerbshüter in Brüssel, Me-
chanismen existieren, die den Subventionslauf zwi-
schen Mitgliedstaaten beschränken. 
Wie sich nun aber herausstellte, wird die Kommission 
gar nicht über die Rechtmäßigkeit des Opel-Verkauf  
entscheiden müssen, denn am 3. November über-

raschte GM mit seiner Entscheidung Opel zu behalten 
(GM media, 2009)5

Während Unstimmigkeiten zwischen Regierungen über 
Unternehmenssubventionen nichts Neues sind (wie 
beispielsweise die gegenseitigen Anschuldigungen 
der USA und der EU bezüglich der Unterstützung für 
BOEING und Airbus, oder der Streit zwischen der EU 
und Korea über staatliche Beihilfen für Werften), ist 
dieser Fall doch anders gelagert. Hier geht es nicht 
darum, dass verschiedene Regierungen jeweils ihre 
nationalen Champions subventionieren – vielmehr 
subventionieren alle betroffenen Regierungen ein und 
dasselbe globale Unternehmen. Der Disput hier invol-
viert nur ein großes multinationales Unternehmen, das 
entscheiden kann, wo es den notwendigen Kapazi-
tätsabbau (und Arbeitsplatzabbau) vornehmen wird 
und diese Entscheidung könnte auch von der Höhe 
der in Aussicht gestellten staatlichen Subventionen 
beeinflusst werden.  

. Mit dieser Entscheidung eröffnete 
GM – das nach Rettungsbeihilfen in Höhe von 50 
Mrd. $ im Juli aus einem Insolvenzverfahren als schul-
denfreies und zu 60%-verstaatlichtes Unternehmen, 
herauskam –  die nächste Runde im Beihilfenpoker, in 
dem die Karten völlig neu gemischt zu sein scheinen. 
GM selbst wird nun bei diversen Europäischen Regie-
rungen um öffentliche Hilfen ansuchen um die ge-
schätzten Restrukturierungskosten in Höhe von 
3 Mrd. € abdecken zu können und hofft dabei auf die 
Unterstützung aus Großbritannien, Polen, Spanien und 
Deutschland (WSJ, 2009). Die deutsche Regierung je-
doch, von der GM 2 Mrd. € erhofft, könnte nun auf die 
fristgerechte Rückzahlung des ausstehenden Über-
brückungskredites pochen, der Ende November fällig 
ist. Während der Opel-Betriebsrat nun die Schließung 
der Werke in Bochum und Kaiserslautern befürchtet 
(FAZ-online, 2009c) sieht die britische Regierung eine 
leuchtende Zukunft für die Vauxhall-Standorte in 
Ellemere Port und Luton und hat bereits eine enge Zu-
sammenarbeit mit GM bei der Restrukturierung ange-
kündigt, unter expliziter Erwähnung der Möglichkeit 
staatlicher Beihilfen zur Rettung von Arbeitsplätzen. 

Die "Subventionstour" der multinationalen Unterneh-
men verleiht dem bestehenden Spektrum an Protekti-
onismus eine neue Schattierung. Sie ist das Ergebnis 
der internationalen Mobilität von Multis und ihrer Fä-
higkeit, weltweit internationale Produktionsverlage-
rungen relativ einfach vorzunehmen. Nachdem sie 
diesen Vorteil genutzt haben, um Besteuerung durch 
Gastländer zu vermeiden (internationaler Steuerwett-
bewerb), haben die globalen Automobilkonzerne nun 
ihr politisches Gewicht und ihren internationalen Ein-
fluss dazu genutzt, einen Subventionswettlauf unter 
den nationalen Regierungen zu initiieren, ein Prozess 
                                                           
5 Medienberichten zufolge kam es zu der neuerlichen Befassung des 
Opel-Verkaufs durch den GM-Verwaltungsrat nur aufgrund des Ansu-
chens der Europäischen Kommission um Bestätigung, dass die Ent-
scheidung Opel an Magna-Sberbank zu verkaufen nicht durch politi-
schen Druck zustande kam (FAZ-online, 2009b; Financial Times, 2009). 
Offiziell ist die 180-Grad Wendung in GMs Opel-Strategie auf wirt-
schaftliche Überlegungen zurück zu führen (GM media, 2009). 
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der gewisse Ähnlichkeit mit dem internationalen Steu-
erwettbewerb aufweist, der während der Zeit wirt-
schaftlicher Expansion zu beobachten war.  
Die Fähigkeit der multinationalen Firmen, mit ihren 
Forderungen nach Subventionen nationale Regierun-
gen gegeneinander auszuspielen, erfordert natürlich 
auch die geeigneten Rahmenbedingungen. Diese 
wurden von den betroffenen Ländern bereitgestellt, 
indem sie es verabsäumt haben, die Vergabe von 
Subventionen an Multis zu koordinieren und gemein-
sam zu beschränken. Überdies übt die WTO im Bereich 
der Subventionen (der durch das "Agreement on Sub-
sidies and Countervailing Measure", ASCM, abge-
deckt wird) nicht dieselbe Autorität aus wie durch das 
GATT im Bereich der Zölle6

Auf dem politischen Markt für staatliche Unterstützun-
gen ist es offenbar mittels Innovationen gelungen, 
existierende Regelungen zu umgehen (Francois, 
2009). Das Ergebnis sind zahllose Subventionspro-
gramme in allen Formen, wie Steuererstattungen, De-
minimis-Beihilfen, F&E-Subventionen, grüne Subventio-
nen oder bezuschusste Darlehen und Garantien.  

. In der Tat spielte die Euro-
päische Kommission mit dem Gedanken, in der WTO 
ein Beschwerdeverfahren gegen die von den USA 
gewährten Unterstützungen für GM und Chrysler ein-
zuleiten. Allerdings ließ sie diese Idee rasch wieder fal-
len, als offensichtlich wurde, dass große europäische 
Fahrzeughersteller ebenfalls Hilfe benötigen würden 
(Hufbauer – Stephenson, 2009). Zwar hindern eigene 
Beihilfen ein WTO-Mitglied nicht daran, ein Beihilfever-
fahren gegen einen Handelspartner einzuleiten, doch 
ist in dieser Konstellation damit zu rechnen, dass auch 
die Subventionen des ursprünglichen Beschwerdefüh-
rers vor die WTO gebracht werden. Mittlerweile haben 
die wichtigsten Autoländer, inklusive Japan, Deutsch-
land, die USA, Frankreich, Spanien, Südkorea, China 
und Brasilien, Subventionsprogramme im Einsatz, um 
Autohersteller zu unterstützen. Daher ist es äußerst un-
wahrscheinlich, dass es zu einem WTO-Verfahren über 
Autobeihilfen kommt. Somit hat es die Automobilin-
dustrie wohl geschafft, sich über internationale Be-
stimmungen, die von der WTO durch das ASCM vor-
gegeben wurden, hinwegzusetzen. 

In der EU hätte die Europäische Kommission eine här-
tere Haltung gegenüber den steigenden Subventio-
nen an die Automobilindustrie einnehmen können, 
entschied aber dies nicht zu tun. Während die Kom-
mission die geplanten subventionierten Darlehen an 
die französischen Autoherstellern stoppte, weil diese 
an die Zusage geknüpft waren, französische Fabriken 
und Arbeitsplätze zu sichern, und auch im Opel-Fall 
(möglicherweise entscheidend) intervenierte, be-
schäftigt sie sich doch vorrangig mit den Bedingun-
gen ("strings"), die an nationale Subventionen ge-
knüpft sind und die offen zwischen EU-Mitgliedstaaten 
aufgrund der Nationalität diskriminieren. Die Effektivi-
tät dieser Interventionen sind nicht wirklich klar (siehe 
die "moralische Verpflichtung", der französischen Au-
                                                           
6 Dasselbe gilt für die EU und NAFTA. 

tohersteller und die nächste Runde im Opel-
Subventionspoker).  
Darüber hinaus erleichterte die Kommission im De-
zember 2008 die Vergabe von Subventionen durch 
die Verabschiedung des Vorübergehenden Gemein-
schaftsrahmens für staatliche Beihilfen zur Erleichte-
rung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln in der ge-
genwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise ("Vorüberge-
hender Gemeinschaftsrahmen ")7

Der Vorübergehende Gemeinschaftsrahmen bietet 
den Mitgliedstaaten erhöhte Flexibilität für ausgewähl-
te Formen staatlicher Beihilfen

. 

8 wie De-minimis-
Beihilfen, zinsbegünstigte Darlehen und Darlehen für 
"grüne Produkte". Die Mitgliedstaaten haben den Vo-
rübergehenden Gemeinschaftsrahmen intensiv ge-
nutzt9

 

, und trotz der Tatsache, dass die Kommission ihn 
als horizontales Programm betrachtet, sind die Sub-
ventionen, die in diesem Rahmen vergeben wurden, 
stark auf die Automobilindustrie konzentriert (Europäi-
sche Kommission, 2009). Daher waren auch innerhalb 
der EU die Rahmenbedingungen nicht gegeben, um 
der massiven Ausweitung der staatlichen Subventio-
nierung von globalen Aktivitäten multinationaler Kon-
zerne Einhalt zu gebieten. 

6. Zusammenfassung  

Es ist noch zu früh für eine endgültige Beurteilung der 
Frage, ob die Krise wiederum einen breit angelegten 
Protektionismus hervorbringen wird. Zölle sind (in den 
meisten Fällen) sicher vor Anhebungen, und das Po-
tential von WTO-Handelsschutzmaßnahmen, Handels-
ströme zum Versiegen zu bringen, ist vergleichsweise 
gering. Der Interventionismus, der in der Automobilin-
dustrie stattfindet, stellt jedoch sicherlich eine schlech-
te Entwicklung dar, da er sowohl den Wettbewerb 
zwischen international konkurrierenden Firmen verzerrt 
als auch die internationalen Handelsregeln unter-
gräbt. Die Subventionen an die Automobilindustrie 
sind aus noch einem Grund problematisch: in einigen 
Fällen konnten globale Autokonzerne Subventionen 
für sich herausgeschlagen, indem sie nationalen Re-
gierungen mit Fabrikschließungen und Arbeitsplatz-
abbau drohten. Im schlimmsten Fall könnte diese 
Form des internationalen Subventionspokers zwischen 
nationalen Regierungen – bei dem es sich im Grunde 
um einen unerwünschten internationalen Steuerwett-
                                                           
7 Der Gemeinschaftsrahmen wird "vorübergehend" genannt, da die 
entsprechenden Maßnahmen nur bis Ende 2010 gesetzt werden dür-
fen.  
8 Zusätzliche Maßnahmen unter dem Vorübergehenden Gemein-
schaftsrahmen beinhalten die Möglichkeit höherer öffentlicher Betei-
ligung am Risikokapital von KMUs und öffentliche Exportkreditagentu-
ren dürfen auch am EU-Markt wieder im kurzfristigen Kreditversiche-
rungsgeschäft tätig sein – ein Bereich, der vorher als "marktfähiges 
Risiko" betrachtet wurde und daher von öffentlichen Exportkredit-
agenturen nicht bedient wurde. 
9 Per 9. September 2009 wurden mehr als 50 Maßnahmen der Europä-
ischen Kommission übermittelt und von ihr geklärt. 
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bewerb mit umgekehrten Vorzeichen handelt – auf 
andere Industrien übergreifen. Die Frage ist dann: Wer 
ist als nächstes an der Reihe? 
 

7. Wirtschaftspolitische 
Implikationen  

Mit der globalen Wirtschaftskrise nahm der Druck auf 
das Welthandelssystem zu, wie sich am Anstieg im Ein-
satz von WTO-Handelsschutzmaßnahmen ablesen 
lässt. Die Auswirkungen dieses Anstiegs sind jedoch 
sehr gering: auf handelsgewichteter Basis werden 
2009 nur rund 0,15% des Welthandels zusätzlich von 
WTO-Handelsschutzmaßnahmen betroffen sein. Wäh-
rend Antidumpingmaßnahmen und Safeguards kein 
systemisches Risiko darstellen, besteht Anlass zur Sorge 
über die gewachsene Bereitschaft staatliche Beihilfen 
zu vergeben, vor allem im Zusammenhang mit multi-
nationalen Unternehmen, die auf Subventionstour ge-
hen. Ein Grund für diese Entwicklung, ist dass Subven-
tionen eindeutig nicht ausreichend durch internatio-
nale Handelsbestimmungen kontrolliert werden kön-
nen. 
Angesichts der gegenwärtigen Entwicklungen im Be-
reich der handelsbezogenen Maßnahmen ergeben 
sich folgende Vorschläge: 
1) Anstelle unsystematischer Subventionswettläufe zwi-
schen Regierungen wäre ein koordinierter Ansatz bei 
der Restrukturierung der Automobilindustrie gefragt. 
Dieser könnte unter der Federführung der OECD erfol-
gen, ähnlich früheren Bemühungen in der Stahlindust-
rie und dem Schiffbau. Bei fehlender Koordination 
können multinationale Konzerne ihre internationale 
Mobilität nutzen, um einen internationalen Subventi-
onswettbewerb zwischen verschiedenen Rechtsord-
nungen auszulösen (wie es in der Automobilindustrie 
bereits der Fall ist). Um eine solche Entwicklung zu ver-
hindern, bedarf es Absprachen zwischen nationalen 
Regierungen. 
2) Die politischen Entscheidungsträger sollten die 
Transparenz im Bereich der Subventionen erhöhen. 
Selbst in der EU, wo gemeinsame Regeln für staatliche 
Beihilfen existieren und Beihilfenprogramme an die Eu-
ropäische Kommission gemeldet werden müssen, ist 
keine wirkliche Transparenz gegeben. Dies rührt da-
her, dass häufig nur die staatlichen Hilfsprogramme 
veröffentlich werden, nicht aber die einzelnen Sub-
ventionen, die im Rahmen dieser Programme gewährt 
werden. So wurde beispielsweise das österreichische 
Beihilfenprogramm für große Firmen (Unternehmensli-
quiditätsstärkungsgesetz), das mit 10 Mrd. € dotiert ist, 
veröffentlicht, jedoch gibt es keine offiziellen Informa-
tionen über die Firmen, die von diesem Programm 
(das von der Oesterreichischen Kontrollbank abgewi-
ckelt wird) profitieren, geschweige denn über die ge-
währten Beträge. Wer sich dafür interessiert, ist auf 

Presseberichte angewiesen10

3) In der EU sollten Regeln für staatliche Beihilfen (so 
wie alle Wettbewerbsvorschriften) Teil der Ordnungs-
politik sein und nicht der Industrie- oder Konjunkturpoli-
tik dienen. Daraus folgt, dass sie konjunkturunabhän-
gig sein müssen und nicht in Krisenzeiten geändert 
werden sollten. Für die EU-Mitgliedstaaten würde dies 
bedeuten, dass sie auf die zusätzlichen Flexibilitäten, 
die die Europäische Kommission durch den Vorüber-
gehenden Gemeinschaftsrahmen geschaffen hat, 
verzichten. 

. Diese Politik der Ge-
heimhaltung in einem Bereich, der große Beträge an 
Steuergeld involviert, hilft Firmen, hohe Subventionen 
herauszuschlagen. Wenn Unternehmen staatlich sub-
ventioniert werden, sollte das legitime Interesse der 
Öffentlichkeit Vorrang gegenüber Geschäftsgeheim-
nissen haben. 

4) Wenn Regierungen aufgrund des Drucks heimischer 
Interessengruppen WTO-Handelsschutzmaßnahmen 
als unvermeidbar erachten, sollte globalen Safegu-
ards gegenüber Antidumping-Maßnahmen (und Aus-
gleichszöllen) der Vorrang gegeben werden. Globale 
Safeguards sind weniger diskriminierend und können 
auch nicht so leicht für wettbewerbsfeindliche Prakti-
ken missbraucht werden. 
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